Deutscher Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drudesache Nr. 2245 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. Mai 1951 

BK 1251/51 IV 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende idh den 

Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer durch den Bund im 
Rechnungsjahr 1951 

nebst Begründung mit der Bitte, die Besdilußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat zur Vorlage gemäß Artikel 76 Absatz 2 des 
Grundgesetzes in seiner Sitzung am 27. April 19S1 nach der Anlage 2 
Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerel Gebr. Sdieur, Bonn 
Allein-Vertrleb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Inanspruchnahme eines Teils der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer durdi den Bund im Rechnungsjahr 1951 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

Im Rechnungsjahr 1951 nimmt der Bund 
zur Deckung seiner durch andere Einkünfte 
nicht gedeckten Ausgaben 31,3 vom Hundert 
der Einnahmen in Anspruch, die den Ländern 
im Rechnungsjahr 1951 aus der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer zufließen. 

§2 

Die Finanzämter führen die nach § 1 in An- 
spruch genommenen Einnahmen täglich an die 
Bundeshauptkasse ab. Der Bundesminister 
der Finanzen kann zur Vereinfachung des 
Verwaltungsverfahrens die Abführung der 
Einnahmen anderweitig regeln. 

§3 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in 
Kraft. 
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Begründung 


des Entwurfs eines Gesetzes über die Inansprudinahme eines Teils der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer durch den Bund im Rechnungsjahr 1951 


I. Die Grundsätze der finanziellen Aus- 
einandersetzung zwischen Bund und Ländern 
im Rechnungsjahr 1951 

1. Das Grundgesetz grenzt im Artikel 106 
Absätze 1 und 2 die Steuer ertragshoheit des Bun- 
des und der Länder dergestalt gegeneinander 
ab, daß es die Steuern, deren wirtschaftliche 
Belastungswirkung über den Bereich eines 
einzelnen Landes hinausgreift, dem Bunde, 
alle übrigen, im wesentlichen regional radi- 
zierbaren Steuern den Ländern zuweist. Die 
verfassungsgesetzliche Verteilung der Steuer- 
einnahmen ist mithin vornehmlich auf die 
wirtschaftsgeographische Bedeutung der ein- 
zelnen Steuerarten und nicht in erster Linie 
darauf abgestellt, wie die finanzielle Gesamt- 
last, zu deren Deckung die Steuereinnahmen 
bestimmt sind, sich haushaltsmäßig auf den 
Bund und die Länder verteilt. Für den Fall 
einer Inkongruenz zwischen Lastenverteilung 
und Steuerverteilung sieht Artikel 106 Ab- 
satz 3 des Grundgesetzes zugunsten des Bun- 
des eine Berichtigung der vertikalen Steuer- 
verteilung vor: der Bund kann einen Teil der 
den Ländern zustehenden Einkommen- und 
Körperschaftsteuer in Anspruch nehmen, 
wenn die Bundeslasten die Bundessteuern 
und die sonstigen Bundeseinkünfte über- 
steigen. Dieser Tatbestand ist im Rechnungs- 
jahr 1951 gegeben. 

2. Gemäß § 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes haben die Länder im Rechnungsjahr 
1950 prozentuale Beiträge zu den nach Arti- 
kel 120 des Grundgesetzes vom Bund über- 
nommenen Kriegsfolge- und Sozialausgaben 
(sog. Interessenquoten) geleistet. Die zeitliche 
Geltung dieser Interessenquotenregelungs ist 
auf das Rechnungsjahr 1950 begrenzt; der Ent- 
wurf des Zweiten Überledtungsgesetzes sieht 
ab 1951 nur noch für die Ausgaben der 
Kriegsfolgenhilfe, der Umsiedlung und der 
Auswanderung 15^/oige Länderbeiträge vor. 
Die Länder haushalte werden infolgedessen im 
kommenden Rechnungsjahr um über 1 Mil- 
liarde DM finanziell entlastet werden, wäh- 
rend der Bundeshaushalt durch den fast völ- 
ligen Wegfall der bisher vereinnahmten 
Länderanteile eine entsprechende Mehr- 
belastung erfährt. Hinzu kommt, daß die Ge- 


währleistung der inneren und äußeren 
Sicherheit des Bundesgebietes, die soziale Be- 
friedung seiner Bevölkerung und die damit 
im Zusammenhang stehenden wirtschafts- und 
sozialpolitischen Maßnahmen beträchtliche 
zusätzliche Anforderungen an den öffent- 
lichen Haushalt des Rechnungsjahres 1951 
stellen werden. Der finanzielle Mehrbedarf 
wird weder aus dem steuerlichen Mehrauf- 
kommen, mit dem auf Grund der allgemeinen 
Wirtschaftsentwicklung für 1951 zu rechnen 
sein wird, noch durch Ausgabeneinschrän- 
kungen voll gedeckt werden können. Die von 
der Bundesregierung zum Ausgleich des Rest- 
finanzbedarfs eingebrachten Steuervorlagen 
sehen außer einer Erhöhung der Bundes- 
steuern auch eine Steigerung der den Län- 
dern zufließenden Steuereinnahmen vor, ob- 
wohl das Schwergewicht des für 1951 zu er- 
wartenden Mehrbedarfs im wesentlichen den 
Bundeshaushalt treffen wird. 

Die Entlastung der Länderhaushalte und 
die Mehrbelastung des Bundeshaushalts füh- 
ren zu einer so beträchtlichen Lastenverlage- 
rung, daß im Verhältnis zwischen Bund und 
Ländern für 1951 eine entsprechende Verlage- 
rung von Steuereinnahmen unvermeidlich 
wird. Der Bundesgesetzgeber steht damit vor 
der Aufgabe, die grundgesetzliche Verteilung 
der steuerlichen Deckungsmittel (Artikel 106 
Absätze 1 und 2) der tatsächlichen Lastenver- 
teilung innerhalb des bundesstaatlichen Ge- 
samthaushalts anzupassen. Bis zum Inkraft- 
treten des im Artikel 107 vorbehaltenen Ge- 
setzes bietet Artikel 106 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes die verfassungsrechtliche Handhabe, 
Mittel der Länderfinanzmasse dem Finanz- 
bedarf des Bundes dienstbar zu machen. 

3. Die Anwendung des Artikels 106 Absatz 3 
setzt die Feststellung voraus, daß der Bund 
außerstande ist, seinen Haushalt anders als 
durch die hier vorgesehene Inanspruchnahme 
von Ländersteuern auszugleichen. Der Wort- 
laut der Bestimmung läßt es offen, ob der 
bei der Aufstellung des Bundesihaushalts sich 
ergebende Sollfehlbedarf oder der nach Ab- 
schluß der Bundesrechnung sich ergebende 
Istfehlbetrag die Höhe des Bundeszugriffs be- 
stimmen soll. Finanzwirtschaftliche Gründe 
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sprechen dafür, vom Sollfehlbedarf auszu- 
gehen; es wäre insbesondere mit dem Er- 
fordernis einer klaren Abgrenzung der Fi- 
nanzverantwortung zwischen Bund und Län- 
dern nicht vereinbar, wenn dem Bunde hier 
die Möglichkeit eröffnet würde, die finan- 
ziellen Folgen seiner Haushaltsführung und 
damit das Risiko des tatsächlichen Haushalts- 
aiisgleichs nachträglich den Ländern aufzu- 
bürden. 

Das Soll der „durch andere Einkünfte nicht 
gedeckten Ausgaben“ des Bundes wird zwar 
endgültig durch das Bundeshaushaltsgesetz 
festgestellt; es ist jedoch weder erforderlich 
noch möglich, die Verabschiedung des vor- 
liegenden Gesetzentwurfs bis zur gesetzlichen 
Feststellimg des Bundeshaushalts für 1951 
zurückzustellen, weil schon jetzt rechtlich und 
tatsächlich feststeht, daß der Fehlbedarf des 
Bundeshaushalts höher ist als die Einnahme, 
die mit der hier vorgesehenen .Inanspruch- 
nahme von 31,3 V. H, der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer für den Bundeshaushalt 
erschlossen werden soll. Nach Artikel 111 
des Grundgesetzes und dem Gesetz über 
die vorläufige Haushaltsführung der Bundes- 
verwaltung im Rechnungsjahr 1951 vom 
24. April 1951 (BGBl. II S. 67) ist die Haus- 
haltswirtschaft des Bundes auf der Grund- 
lage des vorjährigen Haushaltsplanes weiter- 
zuführen. Nach § 2 des Ersten Überleitungs- 
gesetzes steht fest, daß der fast völlige Weg- 
fall der vorjährigen Interessenquotenrege- 
lung zu einer beträchtlichen Mehrbelastung 
des Bundeshaushalts und zu einer ent- 
sprechenden Entlastung der Länderhaushalte 
führt. Weitere Mehrbelastungen beruhen ent- 
weder auf gesetzlichen Regelungen und stehen 
damit ebenfalls fest (Kriegsopferversorgung) 
oder gründen sich auf Gesetzentwürfe, mit 
deren Verabschiedung in nächster Zeit zu 
rechnen ist. Sicher ist schließlich, daß die mit 
der Note der Alliierten Hohen Kommission 
vom 16. März 1951 bekanntgegebene Be- 
satzungsforderung eine Höhe erreicht, die 
auch mit einer Inanspruchnahme der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer, wenn sie 
sich in finanz wirtschaftlich tragbaren Gren- 
zen halten soll, nicht gedeckt .werden kann. 
Da aus diesen Gründen ein Fehlbedarf des 
Bundeshaushalts auch vor seiner formalen 
gesetzlichen Feststellung rechtlich und tat- 
sächlich als gegeben erachtet werden muß, 
sind die Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt, 
an die das Grundgesetz (Artikel 106 Absatz 3) 
die Inanspruchnahme eines Teils der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer knüpft. Die 


alsbaldige Verabschiedung des vorliegenden 
Gesetzentwurfs Regt überdies auch im Inter- 
esse der Länder, die für ihre Haushalts- 
planung und Wirtschaftsführung unverzüg- 
Rch wissen müssen, in welcher Höhe sie für 
das Rechnungsjahr 1951 Teile der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer an den Bund abzu- 
führen haben. 

4. Der im Artikel 106 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes zugelassene Eingriff des Bundes in 
die Haushalts Wirtschaft der Länder kann 
seinem Wesen nach nur subsidiäre Bedeutung 
beanspruchen; er setzt voraus, daß die Bun- 
desorgane das zum Ausgleich des Bundes- 
haushalts ihrerseits Erforderliche getan haben. 
Dazu gehört, daß der Bund die ihm nach 
Artikel 106 Absatz 1 des Grundgesetzes zur 
Verfügung stehenden Steuerquellen im Rah- 
• men des volkswirtschaftlich und sozialpolitisch 
MögRchen ausgeschöpft hat. Die Bundes- 
regierung ist der Auffassung, daß sie mit 
den von ihr eingebrachten und noch einzu- 
bringenden Steuervorlagen diesem Erforder- 
nis entsprochen hat. Dabei ist zu berück- 
sichtigen, daß die Steuerertragshoheit des 
Bundes nach dem der vertikalen Steuerver- 
teilung zugrundeliegenden Prinzip sich auf 
die Steuern beschränkt, deren Höhe unmittel- 
bar die Kosten- und Preisgestaltung beein- 
flußt und damit auf die Lebenshaltung der 
Gesamtbevölkerung fühlbar einwirkt. Der 
Steigerungsmöglichkeit des Bundessteuer- 
systems sind infolgedessen bestimmte Gren- 
zen gesetzt, die ohne Gefährdung des sozialen 
Friedens und der Existenz breiter Volks- 
schichten nicht überschritten werden können. 
Es ist aus diesem Grunde nicht möglich, den 
Anspannungsgrad der Bundessteuern aus- 
schließRch nach dem hohen Mehrbedarf des 
Bundeshaushalts zu orientieren und anderer- 
seits auf die Möglichkeit einer Ausschöpfung 
von Steigerungsreserven bei den Länder- 
steuern etwa desihalb zu verzichten, weil die 
Gesamtsituation der Länderhaushalte — für 
sich betrachtet — einen solchen Verzicht 
finanziell tragbar erscheinen ließe. Die enge 
staats wirtschaftliche Verflechtung zwischen 
Bundesfinanzen und Länderfinanzen macht es 
erforderlich, den zusätzlichen Öffentlichen Fi- 
nanzbedarf und seine steuerlichen Deckungs- 
möglichkeiten für Bund und Länder einheit- 
lich und im Zusammenhang zu sehen. Daraus 
folgt die Notwendigkeit, die für das Rech- 
nungsjahr 1951 insgesamt zu erwartenden 
Mehreinnahmen an Bundessteuern und Län- 
dersteuem dem Gesamtbedarf von Bund und 
Ländern dienstbar zu machen und diese 
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Mehreinnahmen so zu lenken, daß die zu- 
sätzlichen öffentlichen Bedürfnisse — gleich- 
viel, ob sie vom Bund oder von den, Län- 
dern zu decken sind — nach dem Grade ihrer 
politischen, wirtschaftlichen und sozialen 
Dringlichkeit befriedigt werden können. 

5. Die Inanspruchnahme von Steuereinnah- 
men der Länder setzt ferner voraus, daß der 
Bund auch bei der Gestaltung der Ausgaben- 
seite seines Etats sich die Zurückhaltung auf er- 
legt, zu der die beengte Gesamtsituation der 
öffentlichen Haushalte gegenwärtig zwingt. 
Die Tatsache freilich, daß mehr als 90 v. H. 
der Bundesausgaben aus rechtlichen, außen- 
politischen oder sozialen Gründen zwangs- 
läufig und daher dem Einfluß der Bundes- 
verwaltung praktisch unzugänglich sind, 
kennzeichnet die dem Bundeshaushalt eigen- 
tümliche Unelastizität und damit die engen 
Grenzen, die allen sparpolitischen Bemühun- 
gen der Bund es Organe gesetzt sind. Gleich- 
wohl soll das in diesem Rechnungsjahr be- 
gonnene Verfahren, durch einen beträcht- 
lichen Globalabstrich von den Haushaltsaus- 
gaben und durch Betriebsmittelkontingentie- 
rungen Einsparungen der Bundesverwaltung 
zu erzwingen, auch im kommenden Rech- 
nungsjahre fortgesetzt werden. Es wird des- 
halb davon abgesehen, zur Deckung von 
Mehrbedürfnissen, die in der laufenden Bun- 
desverwaltung anfallen (z. B. Verteuerung 
der Sachkosten, Zunahme der kurzfristigen 
Verschuldung des Bundes), und von Aus- 
fällen bei den allgemeinen Bundeseinnahmen 
(z. B. Ablieferung der Bundesbahn) Steuer- 
mittel der Länder zu beanspruchen; diese 
Mehrbelastungen des Bundeshaushalts kön- 
nen angesichts der finanzpolitischen Gesamt- 
lage weder eine Steuererhöthung noch einen 
Zugriff auf die Länderfinanzen rechtfertigen 
und müssen daher durch Sparmaßnahmen 
und Einschränkungen an anderen Stellen des 
Bundesetats ausgeglichen werden. Der An- 
spruch des Bundes auf Beteiligung an der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer gründet 
sich ausschließlich darauf, idaß der Bund im 
Rechnungsjahr 1951 die Länder von Ver- 
pflichtungen, die sie bisher getragen haben, 
finanziell entlastet und überdies zusätzliche 
Lasten übernimmt, die angesichts ihrer 
staatspolitischen Bedeutung und ihres finan- 
ziellen Gewichts nicht anders als durch Er- 
schließung neuer Einnahmen haushaltsmäßig, 
gedeckt werden können. 

6. Der Eingriff des Bundes in die HaushaMs^ 
Wirtschaft der Länder findet schließlich seine 
Grenze in dem Erfordernis, die Länder zur 


Erfüllung ihrer staatlichen Aufgaben lei- 
stungsfähig zu erhalten. Die finanzwirtschaft- 
liche Verbundenheit aller Glieder der öffent- 
lichen Gesamtverwaltung verpflichtet den 
Bund und die Länder, ihre Haushaltspolitik 
so aufeinander abzustimmen, daß der ge- 
meinsam anzustrebende Ausgleich des Ge- 
samthaushalts ohne Gefährdung der lebens- 
wichtigen Bedürfnisse des einen und des 
anderen Partners erreicht werden kann. Die 
Höhe der Bundesbeteiligung an der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer der Länder 
wird deshalb nicht einseitig an der Deckungs- 
lücke des Bundeshaushalts orientiert werden 
können; das Ziel der finanziellen Ausein- 
andersetzung des Bundes mit den Ländern 
muß vielmehr sein, einen billigen Ausgleich 
zwischen den unabweisbaren und vordring- 
lichen Finanzbedürfnissen des Bundes und 
den berechtigten Lebensinteressen der Länder 
herbeizuführen. Es ist zwar finanzwirtschaft- 
lich gerechtfertigt, daß die Länder im Rah- 
men dieser Auseinandersetzung die Haus- 
haltsentlastungen sich anrechnen lassen müs- 
sen, die ihnen im Rechnungsjahr 1951 durch 
den Übergang von Lasten auf den Bund zu- 
teil werden; aber es ist ebenso gerechtfertigt, 
daß in diesem Zusammenhang auch unab- 
weisbare Mehrbelastungen der Länder be- 
rücksichtigt und mit denselben Maßstäben 
gewürdigt werden, mit denen der Bund die 
Anerkennung seiner Mehrbedürfnisse von 
den Ländern beansprucht. Der 2Aigriff des 
Bundes soll sich daher auf die steuerlichen 
Mehreinnahmen der Länder insoweit nicht 
erstrecken, als diese Einnahmen zur Deckung 
der Mehrbelastungen benötigt werden, die 
den Ländern durch Maßnahmen der Bundes- 
gesetzgebung erwachsen oder dadurch ent- 
stehen, daß sie notwendige, von Bund imd 
Ländern gemeinsam beschlossene Maßnahmen 
in ihrem Bereich durchführen. Laufende 
Mehrausgaben, die in der allgemeinen Ver- 
waltung anfallen, werden allerdings auch die 
Länder durch planmäßige Einschränkungen 
innerhalb ihrer Haushaltswirtschaft auszu- 
gleichen suchen müssen. Bei der Gestaltung 
des kommunalen Finanzausgleichs werden die 
Länder dem Umstand Rechnung tragen kön- 
nen, daß sich die Finanzwirtschaft der Ge- 
meinden und Gemein deverbän de in letzter 
Zeit im großen und ganzen verhältnismäßig 
befriedigend entwickelt hat; gewisse Mehr- 
ausgaben, mit denen für 1951 auch im ge- 
meindlichen Bereich zu rechnen sein wird, 
werden durch die zu erwartende Steigerung 
des kommunalen Steueraufkommens, die für 
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1951 auf mindestens 200 Millionen DM zu 
veranschlagen ist, im wesentlichen haushalts- 
mäßig ausgeglichen werden können. 

Bei der Bewertung der finanziellen Lei- 
stungen, die den Ländern zur Deckung des 
Bundesbedarfs für 1951 angesonnen werden 
müssen, soll nicht außer Betracht gelassen 
werden, daß die vorjährige Steuersenkung 
und insbesondere die steuerlichen Aus- 
wirkungen der Bilanzumstellung die Haus- 
halte der Länder im Rechnungsjahr 1950 fühl- 
bar getroffen haben, und daß einzelne Länder 
noch aus dem Rechnungsjahr 1949 mit erheb- 
lichen Fehlbeträgen belastet sind. Insgesamt 
hat der Sollabschluß der Länderhaushalts- 
rechnungen für 1949 (einschließlich der auf 
1950 übertragenen Reste) einen Fehlbetrag 
von rd. 576 Millionen DM ergeben; da nach 
den Bestimmungen des Haushaltsrechts die- 
ser Fehlbetrag aus den Mitteln des Rech- 
nungsjahres 1951 abgedeckt werden soll, er- 
scheint der Anspruch der Länder nicht un- 
begründet, daß die von ihnen zum Ausgleich 
des vorjährigen Fehlbetrages aufzubringende 
Gesamtsumme bei der Bemessung ihres Bei- 
trages an den Bundeshaushalt berücksichtigt 
werde. Diese Forderung ist jedoch einst- 
weilen nur zum Teil erfüllbar. Die außer- 
ordentlich hohen Anforderungen, die 1951 an 
den öffentlichen Gesamthaushalt herantreten, 
und die begrenzten Steuerkraftreserven, die 
zur Deckung dieser Anforderungen insgesamt 
zur Verfügung stehen, gestatten es nicht, zur 
Abdeckung früherer Fehlbeträge im Rech- 
nungsjahr 1951 einen Betrag in der Größen- 
ordnung von über 500 Millionen DM bereit- 
zustellen. Die Gesamthaushaltslage läßt nur 
für besonders belastete' Länder eine be- 
schränkte Konsolidierungsmöglichkeit zu. Der 
den Ländern damit angesonnene Verzicht 
auf vollständige Bereinigung ihrer Vorjahrs- 
fehlbeträge erscheint indessen finanzwirt- 
schaftlich vertretbar. Denn der vorgenannte 
Rechnungsfehlbetrag von insgesamt 576 Mil- 
lionen DM stellt den kameralistisch ermittel- 
ten Passivsaldo aller Ländereinnahmen und 
-ausgaben des Rechnungsjahrs 1949 (Ist und 
Reste) dar; er enthält auch die produktiven 
und vermögenmehrenden Ausgaben (Investi- 
tionen, Rücklagen usw.) und die damit kor- 
respondierenden Einnahmen (Investitionszu- 
schüsse, Darlehenserlöse, Vermögensveräuße- 
rungen usw.), also Finanzvorgänge, die nicht 
dem ordentlichen Haushalt zugerechnet zu 
werden pflegen und deren Passivsaldo nur 
etattechnisch als Fehlbetrag, volkswirtschaft- 
lich dagegen als eine öffentliche Leistung ge- 


wertet werden muß, die regelmäßig in einer 
entsprechenden Steigerung der regionalen 
Wirtschaftskraft ihren angemessenen Aus- 
gleich findet. Wird dieser außerordentliche, 
seiner Natur nach nur langfristig zu deckende 
Fehlbetrag im Gesamtbeträge von über 1,8 
Milliarde DM aus den Länderhaushaltsrech- 
nungen für 1949 ausgeschieden, so ergibt sich 
für die ordentliche Rechnung ein Überschuß 
von über 1 Milliarde DM. Dieses Gesamt- 
ergebnis läßt die Höhe des Betrages er- 
kennen, den die Länderhaushalte insgesamt 
zur volkswirtschaftlichen Investitionsleistung 
des Rechnungsjahres 1949 beigetragen haben, 
besagt aber naturgemäß nichts über die 
finanzwirtschaftliche Fähigkeit des einzelnen 
Landes zu solchen Leistungen. Die regionale 
Aufteilung des Rechnungswerks ergibt, daß 
der Gesamtsaldo sich sehr ungleich auf die 
einzelnen Länder verteilt: den Überschüssen 
der leistungsfähigeren Länder stehen Fehl- 
beträge der finanzschwachen Länder gegen- 
über. Die sehr unterschiedlichen Rechnungs- 
ergebnisse erklären sich zur Hauptsache aus 
der unzureichenden vertikalen und horizon- 
talen Finanzausgleichsregelung des Rech- 
nungsjahres 1949, die den leistungsfähigen, 
namentlich den Umsatzsteuer- und verbrauch- 
steuerstarken Ländern hohe Investitionsaus- 
gaben ermöglicht, die st euer schwachen und 
ausgabeüberlasteten Länder dagegen zu 
starker Verschulduing gezwungen hat. Diese 
Länder werden im Rechnungsjahr 1951 finan- 
ziell in die Lage versetzt werden müssen, mit 
der Abdeckung ihrer kurzfristigen Verschul- 
dung zu beginnen. Die Gesamtlage des öf- 
fentlichen Haushalts läßt zwar für den Aus- 
gleich der Vorjahresfehlbeträge die Bereit- 
stellung eines höheren Betrages als 150 Mil- 
lionen DM nicht .zu; dabei wird jedoch in 
Betracht gezogen werden müssen, daß die 
Mehrzahl der finanzschwachen Länder bereits 
durch den am 1. April 1950 vollzogenen Über- 
gang der Kriegsfolge- und Soziallasten auf 
den Bund merklich entlastet worden ist; im 
Rechnungsjahr 1951 wird sich für diese Län- 
der durch den fast völligen Wegfall der 
Interessenquoten und die Bemessung des 
Bundesbeitrages nach dem (für sie günstigen) 
Maßstab der Einkommen- und Körperschaft- 
steuerkraft eine weitere erhebliche Ent- 
lastung ergeben. Es kann deshalb erwartet 
-werden, daß die künftige Entwicklung auch 
den mit früheren Fehlbeträgen überlasteten 
Ländern die Möglichkeit eröffnen wird, ihre 
Haushaltswirtschaft allmählich zu konsoli- 
dieren. 
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II. Die Mehrbelastung des Bundeshaushalts 
und der Länderhaushalte im Rechnungsjahr 
1951 

(Beträge in Millionen DM) 

Im Rahmen der finanziellen Auseinander- 
setzung zwischen dem Bund und den Län- 
dern sind die folgenden Mehrbelastungen 
(Mehrausgaben oder Mindereinnahmen des 


ordentlichen Haushalts für 1951 gegenüber 
dem Haushalt für 1950) zugunsten des Bundes 
und der Länder und die folgenden, durch ein 
Minuszeichen gekennzeichneten Entlastungen 
(Minderausgaben oder Mehreinnahmen) zu 
Lasten des Bundes und der Länder zu be- 
rücksichtigen, Die Beträge sind nach dem 
Sachstande (gegebenenfalls dem Stande der 
parlamentarischen Beratung) vom 1, März 
1951 veranschlagt. 


Bund Länder Zusammen 


A. Innere und äußere Sicherheit 

1. Bundesgrenzschutz 140 — 

Gesetz über den Bundesgrenzschutz und die 
Errichtimg von Bundesgrenzschutzb eher den. 

Veranschlagt sind die Kosten für 10 000 
Mann. 

2. Bereitschaftspolizei 50 90 

Veranschlagt sind die Kosten für 10 000 
Mann. Der Bund trägt die Kosten der Erst- 
ausstattung mit Gerät, Waffen und Kraft- 
fahrzeugen, die Länder tragen die ein- 
maligen Kosten der Unterkunftsbeschaffung 
(40 Millionen DM) und die laufenden Aus- 
gaben (50 Millionen DM). 

3. Besatzungskosten und Auftragsausgaben ... 1 400 — 

Veranschlagt ist der mit der Note der 
Alliierten Hohen Kommission vom 14, De- 
zember 1950 für das Rechnungsjahr 1950 
zusätzlich angeforderte, aber aus Mitteln des 
Rechnungsjahres 1951 zu deckende Betrag. 

Die Anforderung der Alliierten Hohen Kom- 
mission vom 16. März 1951 ist nicht berück- 
sichtigt. 

4. Axisgaben, die mit der Besetzung im Zusam- 

mehhang stehen 310 15 

Veranschlagt sind die Mehrausgaben des 
Bundes, die sich aus der Verstärkung der 
alliierten Truppen im Bundesgebiet ergeben 
und von den Besatzungsmächten nicht als 
Besatzungskosten und Auftragsausgaben an- 
erkannt werden. Außerdem sind die im 
Rechn/ungsjahr 1950 vom Bund getragenen, 
ab 1951 von den Ländern zu übemehmenden 
Besatzungsfolgekosten veranschlagt. 


140 


140 


1 400 


325 


Summe A 1 900 105 


2 005 



Bund Länder Zusammen 


B. Soziallasten 


5. Auswirkungen des Gesetzes über einen Allge- 
meinen Lastenausgleich auf den öffentlichen 
Haushalt (Bund, Länder und Gemeinden) 


a) Inanspruchnahme der Vermögensteuer . . 

— 

110 

110 

b) Abzugsfähigkeit der Lastenausgleichs- 

abgaben von der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer 


200 

200 

c) Zusätzliche Fürsorgelasten (unter Berück- 
sichtigung einer löVoigen Interessenquote 
der Länder bei der Kriegsfolgehilfe) . . , 

145 

95 

240 

d) Zusätzliche Verwaltungskosten . . . . . 

— 

35 

35 

e) Übergang der Verwaltung der Lasten- 
ausgleichsabgaben auf den Bund .... 

40 

— 40 

— 

f) Stärkere Befreiung des Vermögens der 
öffentlichen Hand von der Abgabep flicht 
gegenüber dem Soforthilfegesetz 


— 45 

— 45 

Der Veranschlagung liegt die Regierungs- 
vorlage zugrunde. 




Summe 5 

185 

355 

540 

Kriegsfolgenhilfe und allgemeine Fürsorge 
(unter Berücksichtigung einer 15®/oigen Inter- 
essenquote der Länder bei der Kriegsfolgen- 
hilfe) 

— 70 

— 30 

— 100 


Abgesehen von den Auswirkungen des 
Lastenausgileichs wird sich die rückläufige 
Entwicklung der Fürsorigeparteienzahl (ins- 
besondere infolge Aufbesserung der Ver- 
sorgungs- und Rentenleistungen) auch im 
Rechnungsjiahr 1951 fortsetzen. 

7. Kriegsopferversorgung 400 30 430 

Veranschlagt sind die auf das Rechnungs- 
jahr 1951 entfallenden Mehrausgaben auf 
Grund ides Bundesversorgungsgesetzes. Zur 
Abgeltung der den Länidern nach § 86 dieses 
Gesetzes zur Last fallenden Differenzbeträge 
sind 30 Millionen DM veranschlagt. 

8. Leistungen auf Grund des Gesetzes nach Ar- 
tikel 131 des Grundgesetzes 320 25 345 

Veranschlagt sind die Mehrausgaben des 
Bundes und die von den Ländern und Ge- 
meinden aufzubringenden Ausgleichsbeträge. 
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Bund Länder Zusammeri 


9. Arbeitslosenfürsorge 250 

(Dem Ansatz liegt eine Jahresdurchschnitts- 
zahl von 700 000 Arbeitslosenfürsorge- 
empängern zugrunde. Berücksichtigt sind 

a) die Mehrleistungen auf Grund des Ge- 
setzes über die Bemessung und Höhe der 
Arbeitslosenfürsorgeunterstützung; 

b) 20 Millionen DM als Pauschalabgeltung 
der Verwaltamgskpsten auf Grund § 1 
Satz 3 des Entwurfs eines Gesetzes über 
die Errichtung einer Bundesanstalt für 
Arbeitslosenvermittlung und Arbeits- 


losenv ersi ch erun g. 

10. Sozialversicherung und Privat Versicherung 

a) Erhöhung der Grundbeträge (infolge Zu- 
nahme der Rentenfälle) 75 

b) Erstattung der Flüchtlingsrenten . . . . 135 


Veranschlagt ist die Mehrausgabe, die auf 
Grund des Entwurfs eines Fremdrenten- 
gesetzes als Barerstattung an die Träger der 
Rentenversicherung im Redinungsjahr 1951 
zu leisten ist. 

c) Mutterschutz 20 — 

Veranschlagt sind die Leistungen des Bundes 

auf Grund des Entwurfs eines Mutterschutz- 
gesetzes. 

d) Betriebliche Altersversorgung 25 — ■ 

Veranschlagt sind die Leistungen des Bundes 

zur Sanierung der Werkspensionskassen de- 
montierter Betriebe sowie Unterstützungen 
an Angehörige ostzonaler Werkspensions- 
kassen. 

e) Renten- und Pensionsversicherung .... 35 

Veranschlagt ist die auf Grund § 5 Absatz 1 

des Entwurfs eines Gesetzes über Leistungen 
aus vor der Währungsreform eingegangenen 
Pensions- und Rentenversicherungen vom 
Bund zu leistende Ausgabe. 

Summe 10 290 — 

11. Produktive Sozialmaßnahmen 

a) Jugend werk 30 20 

Veranschlagt sind die vom Bund im Rah- 
men der Kriegsfolgenhilfe und von den Län- 
dern ZU leistenden Mehrausgaben zur Förde- 
rung von Lehrlings Werkstätten, Jugend- 
wohnheimen, Jugendgemeinschafts werken u. 
dgl. 


250 


75 

135 


20 


25 


35 


290 

50 
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Bund Länder Zusammen 


b) Ansiedlung von Heimatvertriebenen ... 35 

Veranschlagt sind die Mehrausgaben für An- 
siedlungsmaßnahmen insbesondere im Ems- 
landgebiet und an der Westküste von 

S ch leswig-Holst ein. 

c) Förderung von Flüchtlingsbetrieben ... 15 

Im Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 

und Vereinfachung des Einkommensteuer- 
gesetzes und des Körperschaftsteuergesetzes 
ist der Wegfall der in den §§ 7a und 10a, 
des Einkommensteuergesetzes zugelassenen 
Steuervergünstigungen vorgesehen. Zum 
Ausgleich der den Flüchtlingsbetrieben 
hierdurch entstehenden Einbußen werden 
Förderungsmittel in Höhe des veranschlag- 
ten Steuermehraufkommens bereit gestellt. 


Summe 11 

80 

20 

Summe B 

1 455 

400 


C. Preispolitik und Subventionen 

12. Auswirkungen des Wirtschaftsprogramms der 
Bundesregierung auf den öffentlichen Haus- 
halt 

Im Bundeshaushalt für 1950 sind rd. 525 Mil- 
lionen DM für den Preisausgleich für einge- 
führte Lebensmittel und für Düngemittel vor- 
gesehen; hiervon sind 57,5 Millionen DM aus 
Abschöpfungsbeträgen und 300 Millionen DM 
aus der Begebung von Schatzwechseln ge- 
deckt; mithin stehen 1950 rd. 167 Millionen 
DM aus allgemeinen Deckungsmitteln zur 
Verfügung. Da weder die Einnahmen aus 
Abschöpfungsbeträgen noch der Schatz- 
wechselerlös 1951 wiederkehren, stehen im 
kommenden Rechnungsjahr nur 167 Millionen 
DM für Subventionszwecke zur Verfügung. 
Aus dieser Summe müssen 150 Millionen DM 
zur Tilgung von 50 v. H. des Schatzwechsel- 
kredits vorab gedeckt werden (§ 3 Absatz 2 
Satz 2 des Anleihegesetzes 1950). Mithin sind 
— wenn vom Bundeshaushalt 1950 ausge- 
gangen wird — zur Finanzierung der von der 
Bundesregierung nunmehr zu treffenden 
preis-, subventions- und sozialpolitischen 
Maßnahmen praktisch nur noch 17 Millionen 
DM verfügbar. Die finanziellen Auswirkun- 
gen dieser Maßnahmen auf den öffentlichen 
Haiishalt für 1951 können gegenwärtig noch 
nicht veranschlagt werden. Vgl. dazu IV Nr. 1. 


35 

15 


100 
1 855 
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Bund Länder Zusammen 


D. Wirtschaf tsförderung 


13. Förderung des Wohnungsbaus 

Da angenommen werden muß, daß der Münz- 
gewlnn, aus dem die Bundesleistungen zur 
Förderung des Wohnungsbaus im Rech- 
nungsjahr 1950 finanziert wurden, im kom- 
menden Rechnungsjahr geringere Erträge 
liefern wird, sind zum Ausgleich der Finan- 
zierungslücke 150 Millionen DM vorgesehen. 

14. Grundsteuerbeihilfen für Arbeiterwohnstätten . 

Die nach § 29 des Grundsteuergesetzes bis- 
her von den Ländern gewährten Grund- 
steuerbeihilfen für Ar beiter Wohnstätten sind 
auf Grund des Entwurfs eines Gesetzes zur 
Änderung des Grundsteuergesetzes aus Bun- 
desmitteln zu leisten. 

15. Sanierung von Notstandsgebieten 

Veranschlagt sind Mittel zur Steigerung 
der Wirtschaftskraft und zur Verbesserung 
der Erwerbsgrundlagen in hochgradigen Not- 
standsgebieten, insbesondere Grenzbezirken. 

16. Exportförderung 

Der Entwurf eines Gesetzes über steuerliche 
Maßnahmen der Ausfuhr sieht zur Förde- 
rung des deutschen Außenhandels Steuer- 
vergünstigungen vor, die insbesondere bei 
der Einkommensteuer und der Körperschaft- 
steuer zu einem Jahresausfall von 150 Mil- 
lionen DM führen werden. 


Summe D 190 135 325 


E. Verwaltung 

17. Auswärtiger Dienst 20 — 20 

Veranschlagt sind die Mehrausgaben für den 
Ausbau des Konsularnetzes von 43 auf 95 
auswärtige Vertretungen. 

18. Pauschalentschädigung an die Länder für die 

Verwaltung der Umsatzsteuer und der Be- 
förderungsteuer 39 — 39 — 

Das Mehraufkommen an Umsatzsteuer und 
Beförderungsteuer ist für 1951 auf 1 950 Mil- 
lionen DM veranschlagt. Mithin erhöht sich 
die 2%ige Entschädigungsleistung des Bundes 
an die Länder um 39 Millionen DM. 


150 . — 150 


15 —15 


25 — 25 


— 150 150 
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19. Ausbau des Betriebsprüfun,gs- und Steuerfahn- 

dungsdienstes der Finanzverwaltung . . . , 

Die Maßnahme ist zur Steigerung des Wir- 
kungsgrades der Steuererfassung erforder- 
lich. Soweit die Mehrausgaben in der Länder- 
ebene anfallen, können sie aus der höheren 
Pauschalentschädigung des Bundes (vgl. 
Nr. 18) gedeckt werden, da die Kosten der 
Umsatz- und Beförderungsteuerverwaltung 
nicht entfernt im Verhältnis der Zunahme 
des Steueraufkommens steigen. 

20, Wegfall von Gehaltskürzungen und Be- 

soltdungserhöhung 

Veranschlaigt sind die Mehrausgaben auf 
Grund des Entwurfs eines Gesetzes zur Än- 
derung und Ergänzung des Besoldumgsrechts 
und der Verlängerung des sog. Königsteiner 
T ari fabkommens . 


Summe E 


F. Abdeckung von Fehlbeträgen 
der Länderhaushalte 


21. Abdeckung eines Teils der Rechnungsfehl- 
beträge der leistungsschwachen Länder aus 
dem Rechnungsjahr 1949 

Auf die Ausführungen zu I Nr. 6 wird Be- 
zug genommen. Die Mittel werden den in 
Betracht kommenden Ländern im Rahmen 
des horizontalen Finanzausigleichs zuge- 
wiesen. 


22. Tilgung des 70-Millionen-Kredits durch das 
Land Schleswig-Holstein 

Das Gesetz über eine Finanzhilfe für das 
Land Schleswig-Holstein bestimmt, daß der 
idem Lande Schleswig-Holstein in Höhe von 
70 Millionen DM gewährte Kredit aus den 
Mitteln zurückzu zahlen ist, die dem Lande 
auf Grunid des Gesetzes über den Länder- 
finanzausgleich im Rechnungsjahr 1951 zu- 
fließen. 


Summe F 



Bund Länder Zusammen 


G. Abschluß 


Mehrbelastungen insgesamt (Summe A bis F) 

3 645 

1 085 

4 730 

Davon sind unter III A Nr. 2 als Steueraus- 




fall nachgewiesen und deshalb hier abzusetzen 
(vgl. Nrn. 5a, 5b und 16) 



— 460 

— 460 

Bleiben 

3 645 

625 

4 270 

Die Einschränkung der Interessenquoten- 
regelung auf Kriegsfolgenhilfe (15®/o), Umsied- 
lung und Auswanderung (15®/o) 

(1 144 — 89 = ) 

1 055 

— 1055 


ergibt insgesamt (vorbebaltlich des noch 
offenen Betrages zu C) 

für den Bund eine Mehrbelastung von . . . 

für die Länder eine Entlastung von . . . . 

4 700 

— 430 

4 270 


III. Die Steuermehreinnahmen des Bundes 
und der Länder im Rechnungsjahr 1951 

(Beträge in Millionen iDM nach dem Stande 
vom 1. März 1951) 

Methodische V orbemerkung 
über das hier angewandte Schätzungs- 
verfahren 

Bei gleichbleibendem Steuerrecht hängt die 
Ergiebigkeit der einzelnen Steuern vom 
Rhythmus der Wirtschaftsentwicklung ab. Da 
jede Steuer auf den Wirtschaftsablauf spezi- 
fisch, entsprechend ihrer Eigenart reagiert, 
lassen sich bei ansteigender Entwicklung 
Steuerschätzungen nur auf Steigerungs- 
koeffizienten gründen, die für die einzelnen 
Steuerarten gesondert ermittelt worden sind. 
Als festes Ausgangsdatum, von dem aus die 
Reaktionsbreite und die Reaktionsgeschwin- 
digkeit der einzelnen Steuerarten verglei- 
chend meßbar sind, kommt in erster Linie 
das Sozialprodukt in Betracht, weil die über- 
wiegende Mehrzahl der steuerlichen Tat- 
bestände, wie Einkommen, Umsatz, Ver- 
brauch usw. in einem wechselseitigen Ab- 
hängigkeitsverhältnis zum Sozialprodukt 
stehen. 

Nach den Erfahrungen, die aus den Unter- 
suchungen über das Verhältnis der Entwick- 
lung des Sozialprodukts zur Entwicklung des 
Steueraufkommens im Zeitraum 1936 bis 1938 
bei den einzelnen Steuerarten gewonnen wor- 
den sind, lassen sich Steigerungsfaktoren er- 
rechnen, die hinreichend sichere Anhalts- 
punkte dafür vermitteln, um wieviel sich das 


Aufkommen aus den verschiedenen Steuern 
für jede Milliarde Zuwachs am Sozialprodukt 
erhötht. Zwar hat sich die Wirtschaftsstruktur 
seit jener Zeit geändert; das schließt jedoch 
nicht aus, die empirisch gewonnenen Wachs- 
tumskoeffizienten analog auf die Gegenwart 
zu übertragen, weil die Wandlungen in der 
Wirtschaftsstruktur auch in 'der Wachstums- 
quote des Sozialprodukts zum Ausdruck kom- 
men. Es liegt auf der Hand, daß das hier ge- 
wählte Schätzungsverfahren keine völlige 
Garantie gegen Fehlveranschlagungen bietet; 
aber es hat gegenüber anderen Schätzungs^ 
methoden den Vorteil, daß es in sich ge- 
schlossen und folgerichtig ist, sich von will- 
kürlichen Zweckvorstellungen freihält und 
als wirklichkeitsnahe angesprochen werden 
muß, weil es unmittelbar aus dem Wirt- 
schaftsablauf heraus entwickelt wird. Es ver- 
meidet auch die von Zufälligkeiten stark ab- 
hängige Anknüpfung an Monats- oder Viertel- 
jahresergebnisse, deren versteckte Fehler- 
haftigkeit durch Umrechnungen auf einen 
längeren Zeitraum häufig noch vervielfacht 
wird. 

Das Schätzungsergebnis wird nach dieser 
objektiven Methode entscheidend durch den 
Zuwachs an Sozialprodukt bestimmt, der 
für das Schätzungsiahr erwartet wird. Nach 
den Ermittlungen des Statistischen Bundes- 
amtes ist das Bruttosozialprodukt (zu laufen- 
den Marktpreisen) im Zeitraum 1949 bis 1950 
von annähernd 84 Milliarden DM auf etwa 
93 Milliarden DM, also um rd. 9 Milliiarden 
DM gestiegen. Es kann nicht angenommen 
werden, daß sich diese (z. T. nur nominielle) 
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Wachs tumsentwicklung im Rechnungsjahr 
1951 in dem gleichen Maße fortsetzen wird. 
Die Einfuhrbeschränkungen, deren Not- 
wendigkeit sich zwangsläufig aus der deut- 
schen Devisenlage ergibt, werden im Rech- 
nungsjahr 1951 voraussichtlich zu einer Ver- 
knappung der Rohstoffversorgung und damit 
zu einer Hemmung des Produktionsanstiegs 
führen. Der daraus resultierende Einfluß auf 
die Entwicklung des Sozialprodukts wird ver- 
stärkt durch die im Rechnungsjahr 1951 zur 
Abwehr übermäßiger Preissteigerunigen er- 
forderlich werdenden kredit- und steuerpoli- 
tischen Maßnahmen. Das Aufkommen der 
Steuern, deren Ertrag vornehmlich von der 
Vorjahresentwicklung abhängig ist (Veran- 
lagte Einkommensteuer und Körperschaft- 
steuer), wird allerdings von diesen hemmen- 
den Faktoren nicht in dem gleichen Maße be- 
einflußt, wie das Aufkommen der indirekten 
Steuern (Umsatzsteuer, Verbrauchsteuem), 
deren Erträge auf den Wirtschaftsablauf 
schneller reagieren. Mit diesem Vorbehalt liegt 
den folgenden Schätzungen die Annahme zu- 
grunde, daß das Bruttosozialprodukt zu Markt- 
preisen im Rechnungsjahr 1951 nur um etwa 
6 Milliarden DM zunehmen wird. Der Veran- 
schlagung des auf Grund der Steuervorlage 
der Bundesregierung zu erzielenden Mehr- 
aufkommens liegt die Annahme zugrunde, 
daß die vorgeschlagenen Gesetzesänderungen 
im April 1951 in Kraft treten. 

Die Schätzung des Mehr auf kommens an 
Einkommensteuer und Körperschaftsteuer 
begegnet der Schwierigkeit, daß über den 
Umfang der derzeitigen Inanspruchnahme der 
Steuervergünstigungen des § 7a und des 


§ 10a EStG exakte Unterlagen nicht verfüg- 
bar sind; die Schätzung hält sich deshalb zur 
Vermeidung von Aufkommenserwartungen, 
die sich nicht sicher verwirklichen lassen, hier 
an der Untergrenze des möglichen Mehrauf- 
kommens. Im übrigen wird bei der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer die Höhe des 
Mehraufkommens im Rechnungsjahr 1951 ent- 
scheidend davon abhängen, inwieweit es der 
Finanzverwaltung gelingt, die Festsetzung 
der Steuervorauszahlungen im Laufe des 
Rechnungsjahres dem neuen Steuerrecht an^ 
zupassen. Der geplante Ausbau der Steuer- 
verwaltung wird zur Förderung der Veran- 
lagungsarbeiten wesentlich beitragen. Durch 
strenges Festhalten an den für die Einreichung 
der Steuererklärungen b stimmten Terminen, 
durch bevorzugte Bearbeitung der aufkom- 
mensmäßig bedeutenderen Steuerfälle und 
durch stärkere Ausnutzung der sich aus § 35 
Absatz 2 Satz 2 EStG ergebenden Anpassungs- 
möglichkeiten werden bereits zum Voraus- 
zahlungstermin des 10. September 1951, spä- 
testens aber zu den beiden folgenden Ter- 
minen des Rechnungsjahres 1951 die höiheren 
Steuereinnahmen zum Fließen gebracht wer- 
den können. Da die Aufhebung der §§ 10a 
und 32a EStG und die Erhöhung der Körper- 
schaftsteuer bereits ab 1. Januar 1951 gelten 
sollen, werden sie im Rechnungsjahr 1951 das 
Aufkommen von fünf Vorauszahlungs- 
terminen beeinflussen. Aus diesen Gründen 
ist die Aninahme gerechtfertigt, daß das hier 
veranschlagte Mehraufkommen an Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer im Rech- 
nungsjahr 1951 tatsächlich erzielt werden 
kann. 


A. Steuermehreinnahmen 
auf der Grundlage des geltenden Rechts 

(ohne Abgabe „Notopfer Berlin“) 


Bundessteuem 

1950 

1951 

mehr 

Zölle 

775 

800 

25 

Tabaksteuer 

2 100 

2 225 

125 

Kaffeesteuer 

350 

385 

35 

Zuckersteuer 

335 

355 

20 

Spiritusmonöpol 

450 

475 

25 

Minera lölsteu er 

100 

525 

425 

Sonstige Verbrauchsteuern 

190 

225 

35 

Umsatzsteuer 

4 800 

5 300 

500 

Beförderungsteuer 

270 

315 

45 

Bundessteuern insgesamt 

9 370 

10 605 

1235 
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1950 

1951 

mehr 

2. Ländersteuern 




Lohnsteuer 

1 625 

1900 

275 

Veranlagte Einkommensteuer 

1 975 

2 400 

425 

Körperschaftsteuer 

1 450 

1 900 

450 

Vermögensteuer 

110 

110 

— 

Kraftfahrzeugsteuer 

340 

380 

40 

Sonstige Besitz- und Verkehrsteuern 

305 

345 

40 

Biersteuer 

320 

3i30 

10 

Ländersteuern msgesamt 

6 125 

7 365 

1 240 

Hiervon sind ahzusetzen: 

Einkommen- und Körperschaftsteuer: 
a) vgl. II Nr. 5b: La,stenausgleich 


200 

— 200 

b) vgl. II Nr. 16: Exportförderung 
Vermögensteuer, vgl. 11 Nr. 5a: Lasten- 


150 

— 150 

ausgleich 


110 

— 110 

zusammen 


460 

— 460 

Mithin verbleiben Ländersteuern insgesamt 

6 125 

6 905 

780 

3. Bundes- und Ländersteuern insgesamt 

15 495 

17 510 

2 015 

B. S t e u e r m e h r e i n n a h m e n des Bundes u n d 

der Länder 

a.uf Grund der S t e u e r v o r I a g e n der Bundesregierung 

1. Bundessteuern 




Umsatzsteuer 


1400 


Beförderungsteuer 

Tabaksteuer (Senkung im Zusammenhang 


5 


mit der Erhöhung der Umsatzsteuer) 


— 75 



zusammen 

1330 


2. Ländersteuern 




Einkommensteuer 


500 


Körperschaftsteuer 


400 



zusammen 

900 


3, Mehraufkommen an Bundessteuern und 




Ländersteuern insgesamt 


2 230 


C. Steuermehraufkommen für 1951 gegenüber 

1950 

insgesamt 




1. Bundessteuern (A Nr. 1 und B Nr. 1) 


2 565 


2. Ländersteuern (A Nr. 2 und B Nr. 2) 


1 680 


3. Bundessteuem und Ländersteuern (A imd B) 


4 245 
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D. E i n n, a h m e n der Länder aus der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer im R e c h n u n gs j ah r 1951 

1. Auf der Grundlage des geltenden Rechts 5 850 

2. Auf Grund der Steuervorlagen der Bundes- 
regierung 900 

zusammen 6 750 


IV. Der Ausgleich des Gesamthaushalts von 
Bund und Ländern im Rechnungsjahr 1951 

1. Die Darstellung der Mehrbelastungen 
des Bundes und der Länder enthält nicht 
die finanziellen Auswirkungen, die sich aus 
der Durchführung des Wirtschaftsprogramms 
der Bundesregierung, insbesondere der Preis- 
anpassung in bestimmten Bereichen der Er- 
nährungswirtschaft, im Rechnungsjahr 1951 
ergeben werden (vgl. II C). Der öffentliche 
Haushalt wird mit beträchtlichen, gegenwärtig 
noch nicht zuverlässig zu veranschlagenden 
Mehrbelastunigen zu rechnen haben; insbeson- 
dere wird die aus der Preisberichtigung resul- 
tierende Erhöhung der Lebenshaltungskosten 
eine entsprechende Erhöhung der Leistungen 
des Sozialhaushalts erforderlich machen. Die 
folgende Darstellung steht daher unter dem 
allgemeinen Vorbehalt, daß zum haushalts- 
mäßigen Ausgleich der hier nicht berück- 
sichtigten Mehrbelastungen zusätzliche Ein- 
nahmen noch erschlossen werden müssen. 

2. Eine Gegenüberstellung der hier dar- 
gestellten Mehrbelastungen und der Steuer- 
mehreinnahmen ergibt folgendes Bild: 

a) Die Mehrbelastung 
des Bundeshaushalts 
beträgt 

Das Mehraufkommen 
an Bund essteuer n be- 
trägt 

Mithin sind unge- 
deckt 

b) Die Entlastung der 
L änder haush al t e be- 
trägt 

Das Mehraufkommen 
an Ländersteuern be- 
trägt 

Mithin ergibt sich für 
die Länder eine 
Hausha Its Verbesse- 
rung von 


c) Die Haushaltsver- 
schlechterung des 
Bundeshaushalts be- 
trägt 2 135 Millionen DM 

Die Haush altsve r- 

besserung der Län- 
derhaushalte beträgt 2 110 Millionen DM 
Mithin sind insge- 
samt ungedeckt 25 Millionen DM 

3. Die vorstehende Übersicht läßt erkennen, 
daß der Bund gezwungen ist, zm Deckung 
seines Mehrbedarfs für 1951 (2 135 Millionen 
DM) gemäß Artikel 106 Absatz 3 des Grund- 
gesetzes auf Mittel der Länderhaushalte zu- 
rückzugreifen. Diese Inanspruchnahme findet 
ihre Grenze in dem Betrag der Haushalts- 
verbesserung, der sich hiernach für die Län- 
der im Rechnungsjahr 1951 ergibt (2 110 Mil- 
lionen DM). Der Differenzbetrag muß im 
Rahmen des Bundeshaushalts anderweitig ge- 
deckt werden. 

4. In den Vorverhandlungen mit den Län- 
dern ist erörtert worden, ob der nach Artikel 
106 Absatz 3 des Grundgesetzes zu deckende 
Bundesfehlbedarf auf der Grundlage des 
Haushaltsplans fixiert und nur nach dem 
Maßstab der Einkommen- und Körperschaft- 
steuerkraft auf die einzelnen Länder um- 
gelegt werden soll (Umlageverfahren) oder 
ob auf Grund des veranschlagten Fehl- 
betrages ein fester Prozentsatz der von den 
Ländern abzuführenden Einkommen- und 
Körperschaftsteuereinnahmen normiert wer- 
den soll (Prozentuales Verfahren). Die Frage 
kann nach der Bedeutung, die das Grund- 
gesetz der Bundesibeteiiigung an der Einkom- 
men- und Körperschaftsteuer beimißt, nur im 
letzteren Sinne beantwortet werden. Wie sich 
aus der Bestimmung des Artikels 108 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes mittelbar ergibt, 
hat die Inanspruchnahme eines Teils der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer die finanz- 
verfassungsrechtliche Wirkung, daß die 
Steuerertragshoheit des Bundes über den 


4 700 Millionen DM 

2 565 Million en DM 
2 135 Millionen DM 

430 Millionen DM 

1 680 Millionen DM 

2 110 Millionen DM 
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Rahmen des Artikels 106 Absatz 1 hinaus auf 
den beanspruchten Teil der Einkommen- und 
Körperschaftsteuer erstreckt wird; der Bund 
wird insoweit unmittelbar Steuergläubiger. 
Nur so ist das Verwaltungsrecht innerlich be- 
gründet, das Artikel 108 Absatz 2 des Grund- 
gesetzes dem Bunde zugesteht. Es wäre da- 
her mit dem Willen des Verfassungsgesetz- 
gebers nicht vereinbar, die echte Bundes- 
beteiligung an der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer durch ein Verfahren zu ersetzen, 
das den Ländern die volle . Steuerertrags- 
hoheit beläßt und die Höhe der ihnen aus 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer zu- 
fließenden Einnahmen nur als Maßstab für 
die finanzielle Inanspruchnahme der einzelnen 
Länder verwendet. Das Umlageverfahren 
würde überdies für die Länder den Nachteil 
haben, daß sie ohne Rücksicht auf die tat- 
sächliche Höhe ihres Einkommen- und Kör- 
perschaftsteueraufkommens für die Deckung 
des Bundesfehlbetrages einzustehen hätten, 
während die Fixierung des Abführungs- 
prozentsatzes den großen Vorzug hat, daß 
Bund und Länder gleichermaßen (nach dem 
Verhältnis ihrer prozentualen Beteiligung) 
am Risiko der Aufkommensentwicklung der 
großen Personalsteuerii teilhaben und die 
Bundesfinanzen mit dem Schicksal der Län- 
derfinanzen stärker verknüpft werden, als es 
heute der Fall ist. Es ist aus diesen Gründen 
verfassungsrechtlich notwendig, aber auch 
finanzwirtschaftlich zweckmäßig, die an den 
Bund abzuführende Einkommen- und Kör- 
perschaftsteuerquote auf der Grundlage des 
haushaltsplanmäßig zu veranschlagenden 
Bundesfehlbedarfs prozentual fest zu be- 
messen. Dieser Prozentsatz muß aus metho- 
dischen und praktischen Gründen für alle 
Länder gleich hoch sein; eine Differenzierung 
zugunsten der leistungsschwachen Länder ist 
schon deshalb nicht erforderlich, weil die pro- 
zentual gleiche Inanspruchnahme der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer bereits 
ihrerseits einen horizontalen Ausgleichs- 
effekt herbeiführt. 

5. Das Aufkommen an Einkommen- und 
Körperschaftsteuer der Länder ist für 1951 
nach den unter III dargestellten Schätzungen 
auf insgesamt 6 750 Millionen DM zu veran- 
schlagen. Die für die Länderhaushalte im 
Rechnungsjahr 1951 zu erwartende Haushalts- 
verbesserung ist auf 2 110 Millionen DM ver- 
anschlagt; dieser Betrag entspricht 31,3 vom 


Hundert des für 1951 veranschlagten Ein- 
kommen- und Körperschaftsteueraufkom- 
mens. Mithin ist die Bundesbeteiligung an 
diesen Steuern auf 31,3 v. H. zu bemessen. 
Dabei ist berücksichtigt, daß der Zeitpunkt des 
Inkrafttretens der Steuervorlagen der Bundes- 
regierung noch nicht feststeht. Sicher wer- 
den die veranschlagten Mehreinnahmen nicht 
bereits in den ersten Monaten des Rech- 
nungsjahres 1951 kassenmäßig verfügbar 
sein. Wird der Abführungsprozentsatz fixiert, 
so wirkt sich diese Aufkömmensentwicklung 
im finanziellen Verhältnis zum Bund nicht 
zuungunsten der Länder aus; das Risiko des 
Inkrafttretens der neuen Steuergesetze und 
ihrer haushaltsmäßigen Auswirkung tragen 
Bund und Länder gemeinsam. 

V. Die Bestimmungen des Gesetzentwurfs 
im einzelnen 

Zu § 1: 

Mit der Inanspruchnahme eines Teils der 
Einkommensteuer werden auch die Steuern 
erfaßt, die im Wege des Steuerabzugs vom 
Einkommen erhoben werden (Lohnsteuer, Ka- 
pitalertragsteuer, Aufsichtsratsteuer, Steuer- 
abzug bei beschränkt Steuerpflichtigen). 

Die Frage, von welchem Zeitpunkt ab der 
Bund an der Einkommensteuer und der Kör- 
perschaftsteuer der Länder beteiligt ist, be- 
stimmt sich nach dem Kassenprinzip; ent- 
scheidend ist der kassenmäßige Eingang der 
Steuereinnahmen (nach dem 31. März 1951) 
und nicht ihre wirtschaftliche Zugehörigkeit 
zu einem bestimmten Zeitraum. 

Zu §2: 

Die tägliche Abführung des in Anspruch 
genommenen Teils der Einkommen- und der 
Körperschaftsteuer entspricht einem prak- 
tischen Bedürfnis und schafft in den finan- 
ziellen Beziehungen zwischen Bund und Län- 
dern von vornherein klare Verhältnisse. Im 
Interesse der Verwaltungsvereinfachung soll 
für kleinere Finanzämter oder für Tagesein- 
nahmen bis zu einem bestimmten Höchst- 
betrage die Anordnung Vorbehalten bleiben, 
daß die vom Bund in Anspruch genommenen 
Einnahmen nicht an die Bundeshauptkasse, 
sondern an die zuständige Oberfinanzkasse 
abzuführen sind. 
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Anlage 2 


Abschrift 

DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 


Bonn, den 27. April 1951 

An den 

Herrn Bundeskanzler 

Mit Bezug auf das Schreiben vom 7. April 1951 - BK 665/51 III- 
bcchre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 55. Sitzung 
am 27. April 1951 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Inanspruch- 
nahme eines Teils der Einkommensteuer und 
der Körperschaftsteuer durch den Bund im 
Rechnungsjahr 1951 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

gcz. Dr. Ehard 


IS 



Bundesrat 

- Sekretariat - 


Neufassung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Inan- 
spruchnahme eines Teils der Einkommen- 
und Körperschaftsteuer durch den Bund im 
Rechnungsjahr 1951. 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Inanspruchnahme eines Teils der Einkommen- und Körpersdiaftsteuer 
durch den Bund im Rechnungsjahr 1951 


Der Bundestag hat mit Zustimmiing des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§1 

(1) Im Rechnungsjahr 1951 nimmt der Bund 
zur Deckung seiner durch andere Einkünfte 
nicht gedeckten Ausgaben einen Teil der Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuer in An- 
spruch. 

(2) Der Anspruch des Bundes besteht gegen- 
über jedem Lande 

a) in, Höhe von 20‘^/o der Einnahmen, soweit 

das Aufkommen im Rechnungsjahr 1951 
das Vor jahresauf kommen aus diesen 

Steuern nicht übersiteigt, 

b) in Höhe von 40®/o des Mehraufkommens 
gegenüber dem Rechnungsjahr 1950, das 
dem Land im Rechnungsjahr 1951 aus 
diesen Steuern zufließt. 

§2 

Die Länder führen die nach § 1 in Anspruch 
genommenen Einnahmen wie folgt ab: 
a) einen Betrag in Höhe von ^^120 des Auf- 
kommens nach § 1 Absatz 2 a am 10. und 
25. eins jeden Monats, 


b) einen Betrag in Höhe von 40®/o des Mehr- 
aufkommens im vorangegangenen Kalen- 
dervierteljahr gegenüber einem Viertel 
des Aufkommens im Rechnungsjahr 1950 
am 15. Juli 1951, 15. Oktober 1951, 15. Ja- 
nuar 1952 und 15. April 1952. 

§3 

Die von den Ländern bis zum Inkrafttreten 
dieses Gesetzes geleisteten Vorauszahlungen 
werden mit ihren Verpflichtungen aus § 1 
verrechnet. Etwa notwendig werdende Aus- 
gleichszahlungen werden einen Monat nach 
Verkündung dieses Gesetzes fällig. 

§4 

Dieses Gesetz gilt in Berlin, sobald eine den 
Artikeln 106 und 120 des Grundgesetzes ent- 
sprechende Regelung für Berlin getroffen ist 
und das Land Berlin gemäß Artikel 87 Ab- 
satz 2 seiner Verfassung die Anwendung 
dieses Gesetzes für Berlin beschließt. 

§5 

Dieses Gesetz tritt am 1. April 1951 in 
Kraft 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Änderungsvorsdhlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung vermag den Ände- 
rungsvorschlägen des Bundesrates zu den §§ 1 
und 2 des Gesetzentwurfs nicht zuzustim- 
men. 

Die Regierungsvorlage gründet sich auf 
Artikel 106 Absatz 3 des Grundgesetzes. Diese 
Bestimmung kann entsprechend ihrer finanz- 
verfassungsrechtlichen Zweckbestimmung nur 
so vollzogen werden, daß die Steuerertrags- 
hoheit des Bundes auf den in Anspruch ge- 
nommenen Teil der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer erstreckt wird. Daraus folgt, daß 
der Bund unmittelbar und laufend an den 
Einnahmen beteiligt werden muß, die den 
Ländern aus der Einkommen- und Körper- 
schaftsteuer in dem Rechnungsjahr zufließen, 
auf das sich das Gesetz nach Artikel 106 Ab- 
satz 3 bezieht. Die vom Bundesrat im § 1 
vorgeschlagene Differenzierung des Beteili- 
gungsprozentsatzes zwingt — wie sich aus 
dem Vorschlag zu § 2 ergibt — zu einer ent- 
sprechenden Aufspaltung des .Abführungs- 
verfahrens und macht damit eine unmittel- 
bare und laufende Bundesbeteiligung an den 
kassenmäßigen Einkommen- und Körper- 
schaf tsteuereinnahmen der Länder technisch 
unmöglich. In der praktischen Auswirkung 
kommt die vom Bundesrat befürwortete Form 
der Beitragsleistung dem sog. Umlagever- 
fahren gleich, das die Bundesregierung aus 
den unter IV Nr. 4 der Gesetzesbegründung 
dargelegten Gründen mit der Bestimmung 
des Artikels 106 Absatz 3 für unvereinbar 
hält. 

Die Bundesregierung erachtet es auch nicht 
für zulässig, die Bemessung der von den ein- 
zelnen Ländern an den- Bund abzuführenden 
Steuereinnahmen mit dem Vorjahrsaufkom- 
men zu verknüpfen, also die Höhe der ein- 
zelnen Länderbeiträge von einem Tatbestände 
abhängig zu machen, der nicht dem laufen- 
den Rechnungsjahr entnommen ist. Der Vor- 
schlag des Bundesrates verträgt sich auch 
nicht mit der Zielsetzung des Artikels 106 
Absatz 3, die einzelnen Länder gleichmäßig 


nach dem Verhältnis ihrer diesjährigen Ein- 
kommen- und Körperschaftsteuerkraft zur 
Beitragsleistung an den Bundeshaushalt her- 
anzuziehen; denn er wirkt sich im Verhältnis 
der Länder untereinander vorteilhaft für die- 
jenigen Länder aus, deren Vor jahresauf kom- 
men im Vergleach zum diesjährigen Aufkom- 
men eine verhältnismäßig günstige Entwick- 
lung genommen hatte, und benachteiligt die 
Länder, deren Steueraufkommen im Vorjahre 
stärker zurückgeblieben war und erst in die- 
sem Jahre sich günstiger gestalten wird. In 
den Bundesratsverhandlungen ist bereits die 
Forderung erhoben worden, die sich hieraus 
ergebenden Ungleichheiten durch eine Be- 
richtigung der vorjährigen Aufkommens- 
zahlen zu beseitigen, was mit Sicherheit zu 
schwierigen Auseinandersetzungen und zu 
einer erheblichen Komplizierung des Ver- 
fahrens führen würde. 

Abgesehen hiervon sind aber die vom Bun- 
desrat vorgeschlagenen Beteiligungsprozent- 
sätze für die Bundesregierung auch der Höhe 
nach unannehmbar. Während nach der Re- 
gierungsvorlage aus der Bundesbeteiligung an 
der Einkommen- und Körperschaftsteuer mit 
einem Ertrag von rd. 2,1 Milliarden DM ge- 
rechnet werden kann, führt der Vorschlag 
des Bundesrates zu einer Beitragsleistung der 
Länder von weniger als 1,7 Milliarden DM, 
also zu einer Verminderung der Bundesein- 
nahme um über 400 Millionen DM. In der 
haushaltspolitischen Gesamtlage, in der sich 
der Bund in diesem Rechnungsjahr befindet, 
vermag die Bundesregierung eine Ermäßi- 
gung des Länderbeitrages nicht zuzugestehen, 
zumal sie bei der Bemessung dieses Beitrages 
auf die unabweisbaren Finanzbedürfnisse der 
Länder schon in ihrem Gesetzentwurf so weit 
wie möglich Rücksicht genommen hatte und 
selbst mit der unveränderten Annahme der 
Regierungsvorlage die Deckungslücke im 
Bundeshaushalt für 1951 nicht voll ge- 
schlossen werden kann. Artikel 106 Absatz 3 
GG. gibt die Ermächtigung, einen Teil der 
Einkommen- und Körperschaftsteuer zur 
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Deckung der „durch andere Einkünfte nicht 
gedeckten Ausgaben“ des Bundes in Anspruch 
zu nehmen. Der Bund könnte hiernach an 
sich die volle Deckung seiner nichtgedeckten 
Ausgaben beanspruchen. Wenn die Bundes- 
regierung — entsprechend dem Gesamtin- 
halt der finanzpolitischen Bestimmungen des 
Grundgesetzes — in der Begründung der 
Regierungsvorlage es als ihre Pflicht be- 
trachtet hat, die Haushaltsführung der Län- 
der nicht zu gefährden und die Einkommen- 
und Körperschaftsteuer der Länder nur in- 


soweit in Anspruch zu nehmen, daß die Län- 
der ihre staatlichen Aufgaben noch im bis- 
herigen Umfange erfüllen können, und wenn 
sie den Ländern auch die notwendige Sicher- 
heit geben will, daß nicht etwa während des 
Rechnungsjahres eine neuerliche, nicht er- 
wartete Erhöhung dieses Teils gefordert 
wird, dann müssen auch die Länder bereit 
sein, in den Grenzen ihrer Leistungsfähig- 
keit die nichtgedeckten Ausgaben des Bundes 
zu Beginn des Rechnungsjahres zu über- 
nehmen. 
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